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Völkermordes, die Konvention über die Bekämpfung und 
Bestrafung des Apartheid-Verbrechens oder die Kon­
vention über die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung 
von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Personen 
sehen die Zuständigkeit der nationalen Gerichte vor.

Der Antrag Frankreichs wurde deshalb vom Rechtsaus­
schuß am 8. Dezember 1978 mit 41 gegen 25 Stimmen bei 
32 Stimmenthaltungen abgelehnt. Anschließend wurde der 
o. g. Resolutionsentwurf vom Rechtsausschuß mit 79 Stim­
men bei 23 Stimmenthaltungen ohne Gegenstimme ange­
nommen. Die UN-Vollversammlung bestätigte am 17. De­
zember 1978 diese Resolution, die die Nummer 33/97 
erhielt, mit 116 Stimmen ohne Gegenstimme bei 23 Stimm­
enthaltungen, die' fast ausschließlich von imperialistischen 
Staaten geübt wurden.

*
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die 
Wiederaufnahme der Erörterung des Entwurfs eines Kodex 
der Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der 
Menschheit einen Erfolg für alle Kräfte darstellt, die 
für die Festigung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit eintreten. Eine Reihe der vorstehend genannten 
theoretischen und praktischen Probleme sind im Verlauf 
der weiteren Behandlung dieses Projekts im Rahmen der 
Vereinten Nationen noch zu klären. Gegenwärtig bestehen 
jedoch dazu weit bessere politische Voraussetzungen als 
vor 24 Jahren. Seit 1954 sind zahlreiche progressive Staaten, 
darunter sozialistische Staaten und viele Länder Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas Mitglied der Vereinten 
Nationen geworden und haben dazu beigetragen, das 
Kräfteverhältnis auch in der Weltorganisation zugunsten 
der Kräfte des Friedens und des sozialen Fortschritts zu 
verändern.

Es darf deshalb erwartet werden, daß der Kodex der 
Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der 
Menschheit, der zweifellos eine abschreckende Wirkung 
auf alle diejenigen reaktionären Kräfte ausüben wird, die

den Prozeß der Entspannung und der Festigung des Ver­
trauens zwischen den Staaten durch die Vorbereitung und 
Ausführung internationaler Verbrechen aufhalten wollen, 
in naher Zukunft fertiggestellt werden kann.
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ZurAnwendung desAGB in der Rechtsprechung als Beitrag 
zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Sozialpolitik
Dr. WERNER STRASBERG, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Auf dem 9. FDGB-Kongreß hat Genosse Erich H o n ­
e c k e r  darauf hingewiesen, daß der den Delegierten vor­
liegende Entwurf des neuen Arbeitsgesetzbuchs voll und 
ganz den Beschlüssen des IX. Parteitages der SED ent­
spricht und die Vorzüge, Werte und Ideale des Sozialismus 
widerspiegelt. Nach über einjähriger praktischer Bewäh­
rung des Gesetzes ist festzustellen: Zu der guten Bilanz 
bei der Fortsetzung des Kurses der Hauptaufgabe hat auch 
die Arbeit mit dem AGB beigetragen. Es bringt den 
Grundsatz der Politik des Wachstums, des Wohlstands 
und der Stabilität zum Ausdruck, alles zu tun für das 
Wohl des Volkes, für die Interessen der Arbeiterklasse und 
aller Werktätigen. Seine Anwendung fördert die Initia­
tiven der Betriebskollektive im sozialistischen Wettbewerb, 
besonders in der, Neuererbewegung, zur Erfüllung und 
gezielten Überbietung der staatlichen Planaufgaben und 
verbunden damit zur weiteren Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen der Werktätigen.

Konsequente und erfolgreiche Durchsetzung der neuen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen

Die konsequente Durchsetzung aller Regelungen des AGB, 
seine volle Nutzung als Leitungsinstrument trägt dazu

bei, die Qualität und Effektivität der Arbeit weiter zu 
erhöhen, immer mehr Werktätige an der Leitung und 
Planung zu beteiligen und die sozialistische Gesetzlichkeit 
weiter zu festigen. Das beweisen die Erfahrungen in vielen 
Betrieben und wird besonders im Hinblick auf die prak­
tische Anwendung der Regelungen des Gesetzes deutlich, 
die die Leitung des Betriebes und die Mitwirkung der 
Werktätigen sowie die Organisation der Arbeit betreffen 
(2. und 4. Kapitel). Überall dort, wo entsprechend den 
Bestimmungen des AGB die Leiter gewährleisten, daß die 
Arbeitskollektive aktiv an der Leitung und Planung teil­
nehmen, über die Aufgaben des Betriebes informiert wer­
den und jeder konkret erfährt, wie seine Vorschläge und 
Hinweise gebraucht und geachtet werden, gibt es gute 
Ergebnisse. Dort wird der wissenschaftlich-technische Fort­
schritt beschleunigt, die Arbeitszeit voll genutzt und die 
Effektivität insgesamt gesteigert. Darin zeigt sich die große 
Kraft der sozialistischen Demokratie, ihre untrennbare 
Verbindung mit der Lösung der ökonomischen und be­
wußtseinsbildenden Aufgaben. Zugleich wird die Notwen­
digkeit ihrer ständigen Entwicklung deutlich. Die bewußte 
und strikte Verwirklichung des AGB bildet daher auch 
einen wesentlichen Bestandteil des Kampfes der Kollek­
tive für vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit im 
Rahmen des sozialistischen Wettbewerbs. Von den Leitern


